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«Betreibt Ihre Partei eine Kulturpolitik?»

Im Hinblick auf die National- und Ständeratswahlen
hat sich der Zentralvorstand die Aufgabe gestellt, un-
sere Volksvertreter mit den kulturellen Problemen un-
seres Landes zu konfrontieren. Eine Nation - auch die
unsrige - lebt ja nicht nur von Autobahnen und Kampf-
flugzeugen!
Wir sind angenehm überrascht über das warme Inter-
esse, auf das wir bei den fünf wichtigsten befragten
Parteien der Schweiz gestossen sind. Die verschiede-

nen Sektionen wurden aufgerufen, mit Volksvertretern
in Kontakt zu treten, die bereit sind, die kulturellen An-
liegen der Künstlerschaft auch auf parlamentarischer
Ebene zu vertreten.
Wir sind uns bewusst, dass wir in Zukunft unsere An-
liegen und Probleme in intensiver Zusammenarbeit mit
den Schriftstellern, Musikern und Filmschaffenden
angehen müssen.

Der Zentralpräsident

An den Parteivorstand der (des)

- Christlichdemokratischen
Volkspartei der Schweiz

- Freisinnig-demokratischen
Partei der Schweiz

- Landesring der Unabhängigen
- Schweizerischen Volkspartei
- Sozialdemokratischen Partei der

Schweiz

Zürich, 26. August 1975

Sehr geehrte Herren,

der Zentralvorstand der Gesellschaft
Schweizerischer Maler, Bildhauer und
Architekten möchte mit folgendem
Anliegen an Sie gelangen:
Unsere Gesellschaft, die 1865 von
Franz Buchser, Rudolf Koller, Ernst
Stückelberg und Gottfried Keller ge-
gründet wurde, ist der repräsentative
Berufsverband der schweizerischen
Bildenden Künstler. Wir sind in 1400
Aktiv- und etwa 2700 Passiv-Mitglie-
der organisiert: parteipolitisch neh-
men wir den Parteien gegenüber eine
absolut neutrale Haltung ein.
Wir haben eine eigene Zeitschrift, die
SCHWEIZER KUNST, mit der wir weite
interessierte Kreise des Schweizeri-
sehen Kulturlebens erreichen.
Das Ziel der GSMBA ist, die Entfaltung
des bildnerisch Tätigen zu fördern und
seine materielle Sicherheit sowie sein
soziales Ansehen auszubauen und zu
schützen. Zugleich möchten wir dazu
beitragen, mit künstlerischen Werten
in breite Bevölkerungsschichten ein-
zudringen. Wir leisten damit einen kul-
turellen Beitrag zu unserem nationalen
Ansehen. Wie Sie ja wissen, spielt für
die nationale Unabhängigkeit und das
internationale Ansehen eines Volkes
heute die Kultur eine äusserst wichtige
Rolle.
Wir möchten Sie nun als repräsentati-
ve politische Partei der Schweiz um
Ihre Stellungnahme zu einer schweize-
rischen Kulturpolitik bitten. Es gibt

Parteiprogramme, bei denen Kultur
überhaupt nicht oder nur am Rande
erwähnt wird. In diesem Zusammen-
hang möchten wir Sie fragen:

1. Betreibt Ihre Partei eine Kulturpoli-
tik?

2. Findet in Ihrem Parteiprogramm die
Bildende Kunst (Malerei, Bildhaue-
rei, Architektur) einen Platz?

3. Ist Ihre Partei über die allgemeine
materielle Situation der Bildenden
Künstler in der Schweiz genügend
informiert?

4. Welche praktischen Förderungs-
massnahmen des Staates (Bund,
Kantone, Gemeinden) für die Bil-
dende Kunst erachten Sie als an-
gemessen und effektiv?

5. Wo und wie sehen Sie eine Mög-
lichkeit, den Künstler vermehrt in

unserer Gesellschaft einzusetzen?
6. Sind Sie bereit, mit Vertretern der

GSMBA in ein Gespräch zu treten?

Es würde uns nun sehr freuen, im be-

zug auf eine kulturelle Zusammenar-
beit mit Vertretern Ihrer Partei in Ver-
bindung zu treten, die sich im Paria-

ment für eine verantwortungsvolle
Stellungnahme hinsichtlich einer
schweizerischen Kulturpolitik dem
Volke und uns gegenüber engagieren
könnten. Bei einer positiven Kontakt-
nähme sind wir gerne bereit, uns in

den bevorstehenden eidgenössischen
Wahlen persönlich und propagandi-
stisch mit allen uns zur Verfügung ste-
henden Möglichkeiten für entspre-
chende Kandidaten einzusetzen.
Gerne erwarten wir Ihre Stellungnah-
me, die wir auch in unserer Zeitschrift
SCHWEIZER KUNST veröffentlichen
werden.

Mit vorzüglicher Hochachtung

GESELLSCHAFT SCHWEIZERISCHER
MALER, BILDHAUER UND

ARCHITEKTEN

Der Zentralpräsident

Christlichdemokratische
Volkspartei der Schweiz

1. Betreibt Ihre Partei eine Kulturpoli-
tik?
Diese Frage ist sehr allgemein gestellt,
indem, wie Sie auch wissen, Kulturpo-
litik vor allem auf kantonaler Ebene be-
trieben wird. Ein genaueres Bild würde
man hier erst durch Umfrage bei den
Kantonalparteien erhalten. Auf Bun-
desebene hat die Kulturpolitik unseres
Erachtens einen relativ kleinen Platz,
wie auch aus den Parteiprogrammen
ersichtlich ist. Der Bund selber hat nur
Kompetenzen auf dem Gebiete des
Filmwesens und der künstlerischen
Gestaltung der eigenen Bauten.

2. Findet in Ihrem Parteiprogramm die
Bildende Kunst (Malerei, Bildhauerei,
Architektur) einen Platz?
Die CVP ist in ihrem neuen Aktions-
Programm davon weggegangen, ein-
zelne Berufsstände, Interessengrup-
pen oder Industrien besonders hervor-
zuheben, sondern fordert ganz allge-
mein' eine Verbesserung der Lebens-
qualität für alle Menschen, was natür-
lieh Künstler einschliesst. Ich verweise
diesbezüglich auf unser Aktionspro-
gramm.

3. Ist Ihre Partei über die allgemeine
materielle Situation der Bildenden
Künstler in der Schweiz genügend in-
formiert?
Die Information könnte besser sein.
Vor allem besteht zuwenig Kontakt
zwischen Politikern und Künstlern.
Dieser Informationslücke sollte durch
vermehrte Kontaktmöglichkeiten Ab-
hilfe geschaffen werden.
Wir warten ausserdem wie viele ande-
re auf den Clottu-Bericht, der von der
Bundesverwaltung seit einigen Jahren
in Aussicht gestellt wird und der zu
dieser Frage Stellung beziehen soll. Es

ist zu hoffen, dass der Bericht bei sei-
nem Erscheinen nicht bereits schon
veraltet ist.
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4. Welche praktischen Förderungs-
massnahmen des Staates (Bund, Kan-
tone, Gemeinden) für die Bildende
Kunst erachten Sie als angemessen
und effektiv?
Bildende Künstler sind vor allem frei-
schaffende Leute und lassen sich als
solche nicht in ein Prokrustesbett
zwängen. Wir denken vor allem an fi-
nanzielle Unterstützung, wobei natür-
lieh momentan die Gefahr besteht,
dass wegen der leeren Kassen auch
auf diesem Gebiet Kürzungen vorge-
nommen werden. Praktische Förde-
rungsmassnahmen sehen wir auch im
Bildungssektor, wo kulturellen Belan-
gen vermehrt bessere Bedeutung zu-
kommen muss. Fraktion und Partei
haben sich in diesem Sinn denn auch
während der zu Ende gehenden Legis-
laturperiode für das Recht auf Bildung
(und nicht bloss Ausbildung) ausge-
sprachen. In den dafür geeigneten
Schulen könnte z.B. die Einführung
eines Kreativitätsunterrichtes geprüft
werden, wo Künstler als Lehrer fungie-
ren könnten. Bei bundeseigenen Bau-
ten sollten u.E. Künstler von allem An-
fang an beigezogen werden und nicht
erst, wenn es darum geht, einen Bau
am Schluss künstlerisch zu verschö-
nern. Kunst müsste in allen solchen
Belangen aber vermehrt in einen sozia-
len Bezug gestellt werden.
Ferner weisen wir auf das neue Aar-
gauer Kulturgesetz hin, dessen Aus-
Wirkungen zu verfolgen sind, beinhal-
tet es doch ganz neue Aspekte.

5. Wo und wie sehen Sie eine Mög-
lichkeit, den Künstler vermehrt in un-
serer Gesellschaft einzusetzen?

Einen Einsatz sehen wir vor allem auf
Gemeinde- und kantonaler Ebene. Als
eher schwierig erachten wir eine zen-
trale Steuerung von Bundesstelle aus.
Wichtig ist, dass der Künstler nicht in
eine Randposition unserer Gesell-
schaft gedrängt wird. Wir verweisen
zudem auf unsere Ausführungen unter
Ziffer 4.

6. Sind Sie bereit, mit Vertretern der
GSMBA in ein Gespräch zu treten?
Wir sind sehr gerne bereit, mit Vertre-
tern Ihrer Gesellschaft ein Gespräch zu
führen.
Im Moment scheint es leider so zu
sein, dass die kulturellen Belange in
der Politik nicht die Rolle spielen, die
ihnen zusteht. Angesichts der Vielzahl
wirtschaftlicher und anderer Probleme
stehen sie auch in den Parteipro-
grammen, wie Sie diesen entnehmen
können, etwas am Rande.

Landesring der Unabhängigen

1. Unsere Partei betreibt Kulturpolitik,
sowohl im Sinne der Unterstützung
der bildenden, wie auch der reprodu-
zierenden Kunst. Ausgesprochene Ak-

tionen galten der Verbreiterung des
Kunstverständnisses innerhalb unse-
rer Bevölkerung. Wesentlich scheint
uns, dass nicht nur von Kulturpolitik
gesprochen wird, sondern dass man
die Kulturförderung aktiv betreibt. Wir
verweisen darauf, dass namhafte Mit-
glieder des LdU und unserer National-
ratsfraktion in dieser Richtung tätig
sind.

2. Sie finden in der beiliegenden Bro-
schüre «Richtlinien und Grundsätze»
auf Seite 8 einen Abschnitt über die
Kulturpolitik des Landesrings.
Es handelt sich hier um eine zusam-
mengefasste Aussage, die Grundlage
für Einzelaktionen bilden soll.

3. Unsere Partei ist über die allgemei-
ne materielle Situation der Bildenden
Künstler orientiert, was nicht heissen
soll, dass weitere, laufende Informa-
tionen notwendig sind.

4. Wir betrachten jene Förderungs-
massnahmen als angemessen und ef-
fektiv, die der Bildenden Kunst dienen.
Es kann sich hier um Ausstellungen
und Ankäufe handeln, wobei die Aus-
Stellungskosten von der öffentlichen
Fland übernommen werden und die
Künstler nicht mit Provisionen belastet
werden sollten.
Zu den staatlichen Förderungsmass-
nahmen zählen wir auch die Förderung
des Verständnisses für die echte
Kunst.

5. Der vermehrte Einsatz der Künstler
in unserer Gesellschaft soll eigentlich
keine Grenzen haben. Er muss in unse-
rer Gesellschaft integriert sein und alle
Glieder dieser Gesellschaft müssen
erkennen lernen, dass das kulturelle
Schaffen zu unserer Gesellschaft ge-
hört, wie Produktion und Handel.

6. Wir sind gerne bereit, mit Vertre-
tern der GSMBA in ein Gespräch zu
treten.

Schweizerische Volkspartei

1. und 2.
«Die SVP unterstützt alle Bestrebun-
gen zur Erhaltung schweizerischer und
regionaler Eigenart und Kultur insbe-
sondere zum Schutze der kulturellen
und sprachlichen Minderheiten. Sie
fördert die Entfaltung einheimischen
Schaffens in Kunst, Literatur, Film, Ra-
dio und Fernsehen». So ist es wörtlich
in unseren Grundsätzen nachzulesen.
Wir bekennen uns überdies in unse-
rem Aktionsprogramm 1975 zum
föderativen Aufbau unseres Bundes-
Staates, welcher den «politischen, kui-
turellen und geographischen Gege-
benheiten» unseres Landes am besten
Rechnung trägt. Wir möchten in die-
sem Sinne die Kompetenzen der Ge-
meinden und Kantone - denen unse-

res Erachtens im Bereiche der Kultur-
Politik vorrangige Bedeutung zu-
kommt - nicht weiter aushöhlen, son-
dem sinnvoll stärken. Im Bereiche der
Bildungspolitik fordern wir in unserem
Aktionsprogramm unter anderem eine
«Ausrichtung der Schulen und der kul-
turellen, ethischen, wissenschaftlichen
und wirtschaftlichen Bedürfnisse der
Schweiz». Die bildende Kunst findet im
Aktionsprogramm deshalb direkt kei-
ne Erwähnung, weil es sich dabei ja
um Grundsatzerklärungen handelt.
Ihre Anliegen zumeist aber doch sehr
konkreter Art sind

3.
Unsere Partei ist über die allgemeine
materielle Situation der bildenden
Künstler in der Schweiz ungenügend
informiert. Es würde uns freuen, von
Ihnen entsprechende Dokumentatio-
nen zu erhalten.

4. und 5.

Diesbezüglich sind wir ebenfalls der
Meinung, es läge an Ihrer Organisa-
tion, entsprechende Vorschläge zu un-
terbreiten, die wir dann auf ihre politi-
sehe Angemessenheit und Effektivität
prüfen könnten.
Es ist klar, dass es in einer von der
Technik geprägten um nicht zu sagen
geplagten Zeit zu den Verpflichtungen
der Allgemeinheit gehört, die kulturel-
len Werte zu fördern. Allerdings sind
wir der Meinung, die Mitarbeit des
Bundes sei hier eher von subsidiärer
Bedeutung.

6.
Selbstverständlich sind wir gerne zu
einem Gespräch bereit.

Freisinnig-demokratische
Partei der Schweiz

1. Die FDP betreibt Kulturpolitik. Das
ist für eine Partei die massgeblich an
der Gründung, am Aufbau und an der
Erhaltung unserer Gesellschaft und
unseres politischen Systems beteiligt
ist, eine Verpflichtung. Sowohl im Par-
teiprogramm von 1959 als auch im
Wahlprogramm 1975 hat die FDP
festgehalten, was sie unter Kulturpoli-
tik versteht.

2. In Punkt 12 des Parteiprogramms
von 1959 wird die «Förderung des
künstlerischen und kunstgewerblichen
Schaffens» gefordert. Im Wahlpro-
gramm 1975 postuliert die These
einen umfassenden Denkmalschutz.

3. Die FDP ist dankbar für jegliche In-
formation. Sie tritt dafür ein, an begab-
te, aber unbemittelte Künstler Stipen-
dien zu gewähren. Für die Tessiner
Kultur hat Nationalrat Speziali am
24. Juni 1974 ein Postulat eingereicht,
das eine Subvention von 2,5 Millionen
Franken verlangt.
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4. Zu den Förderungsmassnahmen
des Staates für die Kultur, wozu wir
auch die bildenden Künste zählen,
wird in den Zielsetzungen folgende
Aussage gemacht:
«Der freiheitlich-demokratische Staat
hat ein immenses Interesse daran, kul-
turelle Werte und Kräfte durch eine
aktive Kulturpolitik in alle Schichten
der Bevölkerung hinauszutragen. Wir
Freisinnigen befürworten dabei keine
Staatskultur, aber eine Förderung der
Kultur durch den Staat.
Die öffentliche Kulturpolitik ist von
Gemeinden, Kantonen und Bund ge-
meinsam zu tragen. Darüber hinaus
darf und muss ein freisinniges Kon-
zept der Kulturförderung und Kulturfi-
nanzierung die grossen finanziellen
Leistungen miteinbeziehen, die von
einzelnen Bürgern und von Seiten der
Wirtschaft erbracht werden und de-
nen Kulturleben und -schaffen in unse-
rem Land seinen hohen Stand und
seine wertvollen Impulse mitver-
dankt.»...

5. Das ist sicher die schwierigste Fra-
ge. In unseren programmatischen
Äusserungen sind wir nur peripher
darauf eingetreten, so etwa in Postulat
15.1 der Zielsetzungen 75, wo es
heisst:
«Kultur kennt keine Sprach- und Lan-
desgrenzen. Dem Austausch von Kul-
tur zwischen den Landesregionen und
über die Landesgrenzen hinaus kommt
eine hervorragende Bedeutung zu, die
eine Förderung rechtfertigt.»
Hierin sehen wir eine wichtige Mög-
lichkeit des Einsatzes von Künstlern in
unserer Gesellschaft. Es scheint uns
aber ebenso wichtig, dass Kultur aus
der Betätigung des Bürgers heraus
lebt.

6. Wir sind gerne bereit, mit Vertre-
tern der GSMBA in ein Gespräch zu
treten.

Sozialdemokratische Partei der
Schweiz

1.

Ja, die SP Schweiz betreibt Kulturpoli-
tik. Eine Untergruppe der SP-Kommis-
sion für Bildung und Kultur befasst
sich hauptsächlich mit dem Kulturaus-
tausch mit Oststaaten. Das Ziel ist, im
Austausch jungen, befähigten Künst-
lern, welche noch nicht die Möglich-
keit hatten, «sich einen Namen zu ma-
chen», kurze Arbeitsaufenthalte in
einem andern Land zu ermöglichen
Wir geben aber zu, dass man mehr tun
müsste, und dass auch bei uns die
Fragen und Anliegen der Kulturpolitik
zu kurz kommen.

2.
Hinweis auf Parteiprogramm

3.
Soweit in der Schweiz überhaupt Zah-
len über die materielle Situation der
Bildenden Künstler bekannt sind, ha-
ben wir bestimmt Kenntnis davon. Ich
darf auch darauf hinweisen, dass sich
die SP in der Altersversicherung stets
dafür eingesetzt hat, dass Freischaf-
fende die Möglichkeit der Versiehe-
rungsnahme erhalten. So haben wir
wenigstens einen Beitrag zur sozialen
Sicherheit der Künstler leisten können.

4.
Wir erachten eine bessere Kontakt-
nähme zwischen Bevölkerung und

Künstlern als positiv und effektiv. Die
Bevölkerung muss vermehrt die Mög-
lichkeit haben, freie Ausstellungen
(nicht private Galerien) zu besuchen.
Die Ausstellungen müssten didaktisch
besser aufgebaut werden, um ein sehr
breites Publikum anzusprechen.
Das «Kunstleasing» müsste zur
Selbstverständlichkeit werden, was
sicher bedeutet, dass die Öffentlich-
keit der Träger sein soll.
Das Mäzenatentum müsste durch Sti-
pendien oder Fonds für den Ankauf
aufrechterhalten und ausgebaut wer-
den.

5.
Die Kunst müsste nicht länger landläu-
fig als Freizeiterfüllung der oberen
Schichten angesehen und taxiert wer-
den. Eine Durchmischung von Kultur
und Arbeitsplatz würde zur Folge ha-
ben, dass sich die Kunst nicht abkap-
seit, sondern zum eigentlichen Alltags-
leben gehört. Dies setzt aber voraus,
dass die Künstler dies wollen. Die
meist unbürgerliche Lebensführung ist
unweigerlich der beste Nährboden zur
Abkapselung, die es zu überwinden
gilt. Der Künstler hat durch die Gestal-
tung aufklärerisch zu wirken, gesell-
schaftliche, soziale und politische Zu-
sammenhänge aufzuzeigen.

6.
Wir würden uns sogar sehr freuen, mit
Ihnen ins Gespräch zu kommen.

D/'e vero'tfent/zc/rfen Texte s/'nd aus-
zugs/ratf aus den ßr/efen der Pa/Te/'en
entnommen.

Realisation: Fonderie Reussner & Donzé SA
2144 Fleurier

Matière: Bronze
Modèle: Plâtre

Devis et renseignements sans engagement
Téléphone 038/61 10 91
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